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Die Vorplanung der HOAI umfasst Varianten, aber nicht Alternati-
ven! 
 

Unterschied von Varianten und Alterna-
tiven 
 
Grundsätzlich lassen sich Varianten und Alternativen einfach abgrenzen. Vari-
anten stellen Lösungen nach gleichen Anforderungen, Alternativen Lösungen 
nach verschiedenen Anforderungen dar. Verlangt der Auftraggeber, dass der 
Planer Alternativen untersucht, geht dies über die Grundleistung der Vorpla-
nung nach HOAI hinaus und der Planer hat regelmäßig Anspruch auf Mehrhon-
rar. Werden die Alternativen in Form von Vorplanungen erarbeitet entsteht ein 
Honoraranspruch des Planers aufgrund § 20 HOAI. 
 
Anfragen: 
 
Fall 1: Ein Planer eines Gebäudes fragt an, ob 
er in der Vorplanung die Lösungsmöglichkeiten 
Klinik oder Altenwohnheim untersuchen muss. 
Fall 2: Ein Planer von Verkehrsanlagen fragt 
an, ob er in der Vorplanung für eine Umge-
hungsstraße auch Trassen zu untersuchen 
hat, die einmal südlich den Ort umgehen und 
einmal nördlich. 
Fall 3: Ein Planer der Technischen Ausrüstung 
fragt an, ob er in der Vorplanung die Wärme-
versorgung eines Gebäudes mit Fernwärme 
oder mit eigener Heizungszentrale gegenüber-
stellend untersuchen muss. 
Alle Planer haben Verträge, die sich bei der 
Leistungsvereinbarung auf die Grundleistun-
gen der HOAI beziehen. 
 
GHV: 
 
Zunächst ist eine Abgrenzung zwischen Vari-
anten und Alternativen vorzunehmen. Unter 
Varianten sind Lösungsmöglichkeiten nach 
gleichen Anforderungen, unter Alternativen 
sind Lösungsmöglichkeiten nach verschiede-
nen Anforderungen zu verstehen. Die Abgren-
zung klingt einfach, ist aber nicht in allen prak-
tischen Fällen so einfach umzusetzen. Dabei 
benutzt die HOAI in der Definition der Grund-
leistungen in der Leistungsphase 2 Vorplanung 
auch eine verwirrende Sprachregelung. In den 
§§ 15 Abs. 2 Nr. 2, 55 Abs. 2 Nr. 2 und 73 Abs. 
3 Nr. 2 HOAI heißt es jeweils: „Untersuchung 

der alternativen Lösungsmöglichkeiten nach 
gleichen Anforderungen“. Hierunter sind aber 
im vorgenannten Sinn gerade Varianten zu 
verstehen. Verlangt der Auftraggeber vom 
Planer die Untersuchung von Alternativen, also 
Lösungsmöglichkeiten nach verschiedenen 
Anforderungen, ist das über das Grundhonorar 
der Vorplanung nicht abgedeckt. Der Planer 
kann hierfür ein zusätzliches Honorar fordern. 
Der Honoraranspruch richtet sich nach § 20 
HOAI, wenn für diese Alternativen mehrere 
Vorplanungen zu erstellen sind. Dies ergibt 
sich aus der Formulierung des § 20, der inso-
weit klar von Planungen „nach grundsätzlich 
verschiedenen Anforderungen“ spricht. Über 
entsprechende Verweisungen gilt der § 20 
nicht nur im Teil II HOAI unmittelbar, sondern 
auch in den Teilen VII (§ 52 Abs. 8) und IX (§ 
69 Abs. 7) HOAI. 
 
Alle Anfragen stellen typische Beispiele dar, in 
denen Alternativen untersucht werden sollen. 
Die Untersuchung von Alternativen ist aber 
keine Grundleistung der Leistungsphase 2 
Vorplanung der HOAI. 
 
Genauer zu Fall 1: 
Klinik und Altenwohnheim stellen alternative 
Bebauungsmöglichkeiten für das vorliegende 
Grundstück dar. Eine Klinik hat dabei andere 
Anforderungen als ein Altenwohnheim. Das 
betrifft die Nutzungen, Funktionen und Abläufe 
innerhalb des Gebäudes und auch die Anfor-
derungen an die Außenanlagen. Im vorliegen-
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den Fall hat aber auch bereits das genaue 
Lesen des Gegenstands des Vertrages ge-
zeigt, dass die Untersuchung dieser Alternati-
ven grundsätzlich nicht geschuldet war. Ver-
tragsgegenstand war die Planung einer Klinik. 
Aber selbst wenn dies vertraglich nicht so ein-
deutig geklärt gewesen wäre, hätte die Anfor-
derung der Untersuchung von Alternativen 
einen Honoraranspruch zur Folge. Teure Über-
raschungen können vermieden werden, wenn 
der (öffentliche) Auftraggeber zunächst eine 
umfassende Bedarfsplanung, z. B. nach DIN 
18205 oder ES-Bau (RBBau-Vertragsmuster1). 
 
Genauer zu Fall 2: 
In diesem Fall wurde ein Vertrag nach dem 
HVA F-StB2 abgeschlossen. Dieses Vertrags-
muster regelt, dass in der Vorplanung mehrere 
Varianten zu untersuchen sind. Leider fehlt im 
Vertragsmuster eine Abgrenzung zwischen 
Varianten und Alternativen. Einzig wird er-
wähnt, dass die Planung einer anderen Stra-
ßenkategorie, eine gesonderte Honorarverein-
barung zur Folge haben soll. Der Planer hat 
berichtet, dass der Auftraggeber so argumen-
tiert, dass die Anforderungen zwischen den 
Lösungsmöglichkeiten die gleichen bleiben. 
Bei beiden Lösungsmöglichkeiten soll eine 
Ortsumfahrung entstehen mit gleichem An-
fangs und Endpunkt. Mit dieser Aussage ist 
aber nichts darüber ausgesagt, wie weitge-
hend der Planer Lösungen zu untersuchen hat. 
Es käme wohl auch keiner auf die Idee vom 
Planer zu erwarten, dass er eine Untertunne-
lung und Überbrückung der Ortslage unter-
sucht, eben weil dies Alternativen darstellt. 
Dadurch nämlich, dass sich bei beiden Lösun-
gen zwischen den Endpunkten ganz unter-
schiedliche planerische Anforderungen erge-
ben, mit vollständig anderen Achslagen und 
Gradienten, unterschiedlichen Knotenpunkte in 
Lage und Anzahl, verschiedenen Verkehrs-
strömen auf und zur Umgehungsstraße und 
unterschiedlichen Ingenieurbauwerken und in 
Folge verschiedenen betroffenen Grundstü-
cken, liegen nicht mehr die gleichen Anforde-
rungen vor. Hier muss im Vorfeld einer solchen 
Planung eine Machbarkeitsstudie der ver-
schiedenen Trassen erfolgen. Eine Trasse 
könnte allein schon deshalb scheitern, weil 
Grundstücke nicht zur Verfügung stehen. Wer-
den beide Alternativen in Vorplanungstiefe 
bearbeitet, wäre ein Honoraranspruch über § 
20 HOAI gegeben. Von Varianten kann erst 
dann gesprochen werden, wenn innerhalb 
einer gewählten Trasse Gradiente und Achse 
                                                      
1 RBBau Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des 
Bundes im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen, 
Deutscher Bundesverlag 
2
 HVA F-StB Handbuch für die Vergabe und Ausführung von 

freiberuflichen Leistungen der Ingenieure und Landschaftsarchitek-
ten im Straßen- und Brückenbau, FGSV-Verlag 

so variiert werden dass z. B. der Erdmassen-
ausgleich optimiert oder der Eingriff in die Na-
tur minimiert wird. 
 
Genauer zum Fall 3: 
Der Planer hat dargelegt, dass der Auftragge-
ber ihm gegenüber die Aussage getroffen hat, 
dass die Anforderungen bei beiden Lösungen 
doch die gleichen seien, weil der Wärmebedarf 
der gleiche ist. Dies ist aber nicht der Schlüs-
sel dafür, was der Planer zu untersuchen hat. 
Die hier angesprochenen Lösungen stellen an 
den Planer verschiedene Anforderungen. Um 
die Wärmeversorgung durch Fernwärme zu 
beurteilen, sind mit dem Fernwärmelieferanten 
Verhandlungen zu führen und es ist abzuklä-
ren, wie die Wärme zu dem Gebäude geführt 
werden kann. Demgegenüber sind bei der 
gebäudeeigenen Heizzentrale der Raumbedarf 
und die weitere technische Ausgestaltung zu 
planen. Es liegen zwei Lösungsmöglichkeiten 
vor, die sich allein schon dadurch unterschei-
den, dass in dem einen Fall praktisch keine 
Investitionskosten entstehen, sondern langfris-
tige vertragliche Bindungen und in dem andern 
Fall das genaue Gegenteil. Erst wenn die Ent-
scheidung z. B. für die Heizzentrale gefallen 
ist, kann der Planer Varianten untersuchen, z. 
B. in dem er die Nutzung verschiedener Ener-
gieträger prüft.  Auch hier sollte mit Hilfe einer 
Machbarkeitsstudie die Entscheidung für die 
eine oder die andere Lösung vorbereitet wer-
den. Diese Studie stellt weder eine Grundleis-
tung der Grundlagenermittlung, noch der Vor-
planung dar. 
 
 
Fazit: 
Varianten sind Lösungen nach gleichen Anfor-
derungen, Alternativen sind Lösungen nach 
verschiedenen Anforderungen. Dabei steht die 
Anforderung an den Planer im Vordergrund. 
Die Untersuchung von Varianten gehört zur 
Grundleistung der Vorplanung nach HOAI. Die 
Untersuchung von Alternativen kann in Form 
von Machbarkeitsstudien oder in Form mehre-
rer Vorplanungen erfolgen. Fordert der Auf-
traggeber eine Machbarkeitsstudie, entsteht 
mangels ausdrücklich bezifferter Vergütungs-
vereinbarung ein Honoraranspruch nach § 632 
Abs. 2 BGB (übliche Vergütung, da nicht in der 
HOAI verordnet), fordert er mehrere Vorpla-
nungen entsteht ein Honoraranspruch nach § 
20 HOAI. 
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